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Unterrichtung 
gemäß § 93 der Geschäftsordnung 

Entschließung zu den im Jahre 1994 erzielten Fortschritten bei der Verwirklichung 
der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres gemäß Titel VI des Ver-
trags über die Europäische Union 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT -

- gestützt auf Artikel K.6 des EU-Vertrags, 

A. in der Erwägung, daß die Union über einen einheitlichen in-
stitutionellen Rahmen verfügt und die Grundrechte sowie die 
nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten achtet, deren Regie-
rungssysteme auf den Grundsätzen der Demokratie beruhen, 

B. in der Erwägung, daß alle in Titel VI des EU-Vertrags vorge-
sehenen Möglichkeiten der Zusammenarbeit in den Bereichen 
Justiz und Inneres weitestgehend ausgeschöpft werden müs-
sen, damit die in Artikel K.1 des Vertrags vorgesehenen Ziele 

der Union erreicht werden, 

C. in der Erwägung, daß der Vorsitz und die Kommission gemäß 
Artikel K.6 Abs. 1 EUV das Europäische Parlament regelmäßig 
über die in diesem Bereich durchgeführten Arbeiten unter-
richten müssen und daß der Vorsitz gemäß Artikel K.6 Abs. 2 
EUV das Europäische Parlament zu den wichtigsten Aspekten 
der Tätigkeit in diesen Bereichen hören und darauf achten muß, 
daß „die Auffassungen des Europäischen Parlaments ge-

bührend berücksichtigt werden", 

D. in der Erwägung, daß die Durchführung dieses Titels VI ein 
Einvernehmen zwischen Rat, Kommission und Parlament vor-
aussetzt und daß derzeit einschlägige interinstitutionelle Ver-

handlungen im Gange sind, 

E. in der Erwägung, daß sich die Verwirklichung der in Artikel 
K.1 Abs. 1 bis 9 des EU-Vertrags genannten Ziele bedauerli-

cherweise verzögert hat, 

F. in der Erwägung, daß wichtige Initiativen wie z.B. das Dubli-
ner Abkommen zur Asylpolitik, das Abkommen über das Über-
schreiten der Außengrenzen, Maßnahmen zu einer gemeinsa-
men Visapolitik sowie zahlreiche Initiativen zu gemeinsamen 
Schritten einer europäischen Zuwanderungspolitik, die vom 
Rat - anders als vom EP - als Voraussetzungen für die Schaf-
fung des freien Personenverkehrs in der EU bezeichnet wer-
den und deshalb vom Rat vorrangig behandelt werden müß-
ten, aber trotz der Dringlichkeit der anstehenden Fragen im-

mer noch nicht zur Anwendung gekommen sind, 
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G. in der Erwägung, daß die organisierte Kriminalität, ein-
schließlich des illegalen Handels mit Kernmaterial, bekämpft 
werden muß und die Weltkonferenz über die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität (Neapel, 21. bis 23. No-
vember 1994) einerseits die beunruhigende Entwicklung der 
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität, die sich im-
mer raffinierterer Instrumente bedient, um die häufig unange-
messene Bekämpfung durch die Staaten zu neutralisieren, ge-
zeigt hat und andererseits eine wirksamere Form der interna-
tionalen Zusammenarbeit zur Prävention und zur Repression 
der Kriminalität empfohlen hat, sowie in der Erwägung, daß 
die Nichteinhaltung der Frist - Oktober 1994 - für die Annah-
me des Entwurfs eines Europol-Übereinkommens ein Beispiel 
für die Verzögerungen bei der Arbeit des Rats der Justiz- und 
Innenminister ist - 

1. ist der Ansicht, daß die bisherige Verwirklichung der Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres nicht 
ausreicht und die Erwartungen der europäischen Bürger 
enttäuscht hat; 

2. sieht die Gründe dafür: 

- zum einen darin, daß einige Mitgliedstaaten auf der An-
wendung der Verfahren der zwischenstaatlichen Zu-
sammenarbeit im Rat beharrt haben, sowie darin, daß 
trotz der Anstrengungen der aufeinanderfolgenden 
Präsidentschaften, des konstruktiven Ansatzes der 
Kommission und der breiten Übereinstimmung zwi-
schen den Mitgliedstaaten über wichtige Übereinkom-
men aufgrund der Einstimmigkeitsregel keine Fort-
schritte erzielt werden konnten; 

- zum anderen in der Struktur und dem einschränkenden 
Charakter des Titels VI, womit eine Änderung des Ver-
trags in den Bereichen Justiz und Inneres anläßlich der 
Regierungskonferenz 1996 um so notwendiger wird; 

3. fordert, daß die folgenden Verpflichtungen des Rates und 
des Vorsitzes gemäß Artikel K.6 des EU-Vertrags voll-
ständig verwirklicht werden: 
- die Verpflichtung gemäß Absatz 1, das Europäische Par-
lament regelmäßig zu unterrichten, d.h. in der Praxis 
dem Ausschuß für Grundfreiheiten und innere Angele-
genheiten regelmäßig Informationen zu übermitteln; 

- die Verpflichtung gemäß Absatz 2, das Europäische Par-
lament, d.h. seinen zuständigen Ausschuß, zu den wich-
tigsten Aspekten der Tätigkeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres zu hören, und insbesondere die Verpflich-
tung des Vorsitzes gemäß Artikel K.3 Abs. 2, das Parla-
ment vor jeder Beschlußfassung zu hören; 

- die Verpflichtung gemäß Absatz 2, das Europäische Par-
lament vor jeder Beschlußfassung im Rat zu hören, da 
andernfalls die demokratischen Grundsätze nicht ge-
achtet werden; 
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fordert außerdem eine vorherige und unverzügliche In-
formation sowie eine Weiterbehandlung aller Empfeh-
lungen des Europäischen Parlaments, wobei der Rat ge-
gebenenfalls die Gründe für seine Ablehnung mitteilt; 

4. stellt fest, daß die in Nummer 3 letzter Spiegelstrich ge-
nannte Anhörung nur in den Fällen erfolgt ist, in denen 
die Kommission die Annahme eines Übereinkommens 
über die Außengrenzen und eines Übereinkommens über 
den Schutz der finanziellen Interessen gemäß Artikel K.3 
des EU-Vertrags vorgeschlagen hat; 

5. fordert, daß die jährliche Aussprache über die Fortschrit-
te bei der Durchführung von Titel VI gemäß Artikel K.6 
Abs. 3 auf der Grundlage eines schriftlichen Berichts des 
Rates erfolgt; 

6. fordert den Rat und die Kommission auf, umgehend eine 
interinstitutionelle Vereinbarung mit dem Europäischen 
Parlament über die praktischen Aspekte der Durch-
führung von Titel VI des EU-Vertrags zu treffen; 

7. kritisiert die Praxis des Rates, Entschließungen, Empfeh-
lungen, Schlußfolgerungen und Erklärungen anzuneh-
men, deren Unantastbarkeit dadurch noch verstärkt wird, 
daß sie nicht im Amtsblatt veröffentlicht werden; 

8. erinnert daran, daß Titel VI des EU-Vertrags „unbescha-
det der Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaft" 
diese ergänzt und zur Verwirklichung der Ziele der Uni-
on beiträgt; 

9. bekräftigt seinen Standpunkt, daß die unterlassene Ab-
schaffung der Grenzkontrollen nicht damit gerechtfertigt 
werden kann, daß keine Ausgleichsmaßnahmen getrof-
fen wurden und daß der diesbezügliche Entscheidungs-
prozeß schleppend verläuft; erinnert daran, daß in Artikel 
7 a des EU-Vertrags der freie Personenverkehr bis zum 
31. Dezember 1992 vorgesehen ist; verweist auf das beim 
Europäischen Gerichtshof anhängige Verfahren gemäß 
Artikel 175; 

10. vertritt die Ansicht, daß Artikel K.9 des EU-Vertrags ins-
besondere auf Asyl- und Einwanderungsfragen ange-
wandt werden muß, und fordert die Kommission daher auf, 
entsprechende Vorschläge vorzulegen; 

11. bekräftigt seine Ansicht, daß die Bekämpfung von Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit Teil der Gemeinschaftspo-
litik ist, und weist den Rat auf die einschlägigen Arbeiten 
des Parlaments und des Europarats hin; begrüßt die 
deutsch-französische Initiative bezüglich der Einsetzung 
des Beratenden Ausschusses und wünscht, daß die Vor-
schläge dieses Ausschusses den zahlreichen einschlägigen 
Stellungnahmen des Europäischen Parlaments Rechnung 
tragen, und befürwortet eine größtmögliche Anwendung 
von Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaft, um neue 
zwischenstaatliche Vereinbarungen zu vermeiden, die kei-
ner parlamentarischen Kontrolle unterliegen; 
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12. bedauert, daß das Europol-Übereinkommen nicht inner-
halb der angekündigten Frist angenommen wurde; ver-
langt, zu dem Übereinkommensentwurf gehört zu werden 
,und fordert nachdrücklich, Europol mit ausreichenden 
Mitteln auszustatten, damit es zu einer effizienten Orga-
nisation für die Bekämpfung der organisierten Krimina-
lität wird, und daß dabei die vom Europäischen Parlament 
bei anderen Anlässen vertretenen Standpunkte zum Da-
tenschutz und zur Achtung der Grundfreiheiten und der 
Bürgerrechte berücksichtigt werden; 

13. bedauert, daß die Entschließung des Rates vom 20. Juni 
1994 zur Begrenzung der Aufnahme von Staatsangehöri-
gen aus Drittländern zu Beschäftigungszwecken in den 
Mitgliedstaaten (1)  ohne jede Anhörung des Europäischen 
Parlaments und der nationalen Parlamente angenommen 
wurde, und bemängelt, daß diese Entschließung den wie-
derholt vertretenen Standpunkten des Europäischen Par-
laments entgegensteht; 

14. fordert wiederholt, daß zu der Verordnung über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft eine 
Richtlinie mit Durchführungsbestimmungen für die Sank-
tionen gemäß Artikel 209 a des EG-Vertrags erlassen wird; 

15. bemängelt die mangelnde Transparenz der gefaßten Be-
schlüsse und äußert seine Besorgnis hinsichtlich der Ein-
haltung der staatsbürgerlichen Grundrechte und der in-
dividuellen Rechtsschutzgarantien in den Bereichen des 
dritten Pfeilers; 

16. ist besorgt über die Schaffung neuer ständiger Einrich-
tungen im Rat, die sich aus Experten der Mitgliedstaaten 
zusammensetzen, deren Befugnisse sich mit denen der in 
der Kommission bereits bestehenden Einrichtungen über-
schneiden; 

17. begrüßt den Beschluß, für den Aufgabenbereich Justiz 
und Inneres ein einziges Kommissionsmitglied zu benen-
nen, und schlägt vor, daß ein Kommissionsmitglied mit der 
Koordinierung in den Bereichen Rassismus und Men-
schenrechte betraut wird; 

18. stellt einige Fortschritte in folgenden Bereichen fest: 
- Beschluß des Rates, eine gemeinsame Aktion anzu-
nehmen, um die Reisen der in einem Mitgliedstaat 
wohnhaften Schüler aus Drittländern zu erleichtern; 

- Entwurf eines Übereinkommens im Bereich des Fami-
lien- und Erbrechts; 

- schrittweise Harmonisierung der Politiken der Mit-
gliedstaaten im Bereich der Wiederaufnahme; 

(1) 7760/94 (Presse 128-G), S. 16. 
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- Durchführung der Berliner Erklärung im Anschluß an 
die Konferenz mit den mittel- und osteuropäischen Län-
dern vom 8. September 1994 zur Bekämpfung der Dro-
genkriminalität und der organisierten Kriminalität in 

Europa; 

19. bemängelt jedoch, daß keine oder nur unzureichende 
Fortschritte in den meisten in Artikel K.1 Nr. 1 bis 9 vor-
gesehenen Bereichen und insbesondere in folgenden Be-

reichen erzielt wurden: 

a) Asyl - Einwanderung 
- Ratifizierung des Dubliner Übereinkommens vom 

15. Juni 1990 durch alle Mitgliedstaaten, 
- Harmonisierung der Definition des Begriffs ,,Flücht-

ling" im Sinne von Artikel la  der Genfer Konvention 
und Angleichung der Aufnahmebedingungen, 

- vorübergehender Schutz für gefährdete Gruppen 
und insbesondere für Bürgerkriegsopfer, 

- Solidarität bei der Verteilung der Belastungen an-
läßlich der Aufnahme von Flüchtlingen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien, 

- Lage der Staatsangehörigen von Drittländern, die 
sich legal in einem Mitgliedstaat aufhalten, 

- Ausgleichsmaßnahmen für die Durchführung des 
Übereinkommens über die Außengrenzen und die 
Freizügigkeit, 

b) Zusammenarbeit im Polizei- und Zollwesen 
- Bekämpfung des Drogenhandels und der organi-

sierten Kriminalität, 

- schleppende Ausarbeitung der Übereinkommen 
über das SID (Zollinformationssystem) und das SIE 
(Europäische Informationssystem), 

c) Justitielle Zusammenarbeit 

- justitielle Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
internationalen organisierten Kriminalität, darunter 
auch des Menschenhandels, 

- Vereinfachung der Verfahren zur Übermittlung von 
Akten zwischen den Mitgliedstaaten; 

20. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem 
Rat, der Kommission, dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß sowie den Regierungen und Parlamenten der Mit-
gliedstaaten und den Beitrittskandidatenländern zu über-
mitteln. 

Enrico VINCI 
Generalsekretär 

Klaus HÄNSCH 
Präsident 







 


